

Vorwort

Mit dem Inkrafttreten des Bundesbaugesetzes (BBauG) im Jahr 1960 wurden erstmals bundeseinheitliche Grundlagen für die städtebauliche Planung und Ordnung geschaffen. Das spezielle Sanierungsrecht mit der Möglichkeit der förmlichen Festlegung von Sanierungsgebieten wurde jedoch erst mit dem Städtebauförderungsgesetz 1971 eingeführt und 1987 in das Baugesetzbuch (BauGB) übernommen.

Auf dieser Grundlage konnten in ganz Deutschland erhebliche städtebauliche Missstände erfolgreich beseitigt werden. Die methodischen Grundlagen der Wertermittlung hielten mit dieser Entwicklung jedoch nicht Schritt. Die vorhandenen Ansätze waren häufig wenig transparent, schwer nachvollziehbar oder führten zu Ergebnissen, die in der Praxis nur schwer vermittelbar waren.

Vor mehr als 20 Jahren begann sich Dr. Herbert Sattler intensiv mit der Wertermittlung in Sanierungsgebieten zu beschäftigen. Die städtebauliche Sanierung war zu diesem Zeitpunkt längst gelebte Praxis. Für Dr. Herbert Sattler, Wertermittler mit großer Leidenschaft und wissenschaftlichem Anspruch, war dieser Zustand nicht zufriedenstellend. Er analysierte bestehende Verfahren, hinterfragte deren Grundlagen und suchte nach einem Ansatz, der sowohl fachlich belastbar als auch für Eigentümer und Kommunen nachvollziehbar ist.

Sein Ziel war es, ein Verfahren zu entwickeln, das die Schwächen bestehender Methoden überwindet – ein Verfahren, das Transparenz schafft, systematisch aufgebaut ist und den Anforderungen der Praxis standhält.

Aus dieser intensiven Auseinandersetzung entstand das Brandenburger Modell, das für dieses Buch eine wichtige Leitlinie ist.

In diesen Entwicklungsprozess waren die Autoren dieses Buches von Beginn an eng eingebunden:

Gabriele Gering-Klehn, öffentlich bestellte und vereidigte Sachverständige, sowie Jörg Sattler, der sich zu dieser Zeit in einem internationalen IT-Konzern mit der Entwicklung von Märkten beschäftigte.

Die Verbindung aus klassischer Wertermittlung und analytischen, teilweise auch statistischen Ansätzen führte nicht selten zu intensiven Diskussionen – und sorgte im Kreis von Freunden und Familie gelegentlich für ein schmunzelndes Staunen über die Tiefe und Leidenschaft dieser Gespräche. Seine heutige Stärke gewann das Modell durch die konsequente Entscheidung, es auf eine softwaregestützte Grundlage zu stellen. Erst dadurch wurde es möglich, die Methodik in der Breite anzuwenden und weiterzuentwickeln.

Bis heute wurden durch die Autoren auf dieser Basis mehr als 15.000 Gutachten in nahezu 70 Sanierungsgebieten erstellt.

Die Erfahrungen, die in dieses Buch eingeflossen sind, resultieren jedoch nicht allein aus der Vielzahl der bearbeiteten Grundstücke. Entscheidend waren vielmehr die Herausforderungen, die sich im Laufe der Jahre gestellt haben – und die Lösungen, die gemeinsam mit engagierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Kommunen erarbeitet wurden.

Es sind die praktischen Fragestellungen, die unterschiedlichen Rahmenbedingungen und die Vielzahl individueller Fälle, die dieses Buch geprägt haben.

Dr. Herbert Sattler konnte sein Vorhaben, ein Buch zur Wertermittlung und Berechnung von Ausgleichsbeträgen in Sanierungsgebieten zu verfassen, nicht mehr vollenden.

Dieses Werk ist daher auch seinem Ansatz, seinem Anspruch und seiner Arbeit gewidmet.

Wir haben es mit großer Begeisterung übernommen, diesen Gedanken weiterzuführen.

Viele der dargestellten Überlegungen sind aus der praktischen Anwendung des Brandenburger Modells hervorgegangen – sie sind jedoch so angelegt, dass sie auch über dieses hinaus eine allgemein nachvollziehbare Grundlage für die Wertermittlung in Sanierungsgebieten bieten.

Gabriele Gering-Klehn

Jörg Sattler




Die Autoren

Gabriele Gering-Klehn

Gabriele Gering-Klehn ist seit 1990 auf dem Gebiet der Grundstücksbewertung tätig. Erstmalig wurde sie am 10. August 1995 durch die Industrie- und Handelskammer zu Leipzig als Sachverständige für die Bewertung bebauter und unbebauter Grundstücke öffentlich bestellt und vereidigt. Seitdem hat sie eine Vielzahl von Verkehrswertgutachten für unterschiedlichste Immobilienarten erstellt, darunter Geschäfts-, Betriebs-, Wohn- und Erholungsgrundstücke. Ihre Auftraggeber sind Privatpersonen, Gerichte, Rechtsanwälte, Steuerberater, Unternehmen sowie öffentlich-rechtliche Institutionen.

Ein besonderer Schwerpunkt ihrer Tätigkeit liegt in der Wertermittlung in Sanierungsgebieten. Hierzu gehören insbesondere die Ermittlung von Zonenanfangs- und Zonenendwerten sowie die softwaregestützte Berechnung von Ausgleichsbeträgen. In diesem Bereich war sie maßgeblich an der praktischen Anwendung und Weiterentwicklung des sogenannten „Brandenburger Modells“ beteiligt.

Seit 2009 ist sie ehrenamtlich als Gutachterin im Gutachterausschuss für Grundstückswerte im Landkreis Oberhavel sowie seit 2014 im Landkreis Havelland tätig.

Jörg Sattler

Jörg Sattler verbindet langjährige Erfahrung in Kommunikation, Analyse und Systementwicklung mit der praktischen Umsetzung komplexer Bewertungsverfahren in Sanierungsgebieten. Von Beginn an war er in die Entwicklung des Brandenburger Modells eingebunden und hat dessen Struktur maßgeblich mitgestaltet. Ein Schwerpunkt seiner Arbeit liegt in der softwaregestützten Umsetzung der Wertermittlung. Gleichzeitig prägte er den kommunikationsorientierten Ansatz des Verfahrens mit dem Ziel, komplexe Bewertungsprozesse für Eigentümer transparent und nachvollziehbar darzustellen.

2016 übernahm er die zuvor von Dr. Herbert Sattler aufgebaute Tätigkeit vollständig und führt diese im eigenen Unternehmen fort. Zuvor war Jörg Sattler in leitenden Positionen im Bereich Marketing und Kommunikation tätig, unter anderem als Pressesprecher, Produktmanager sowie als Leiter Marketing und Kommunikation in einem internationalen IT-Unternehmen. 2008 gründete er das Institut für Zukunftskommunikation, aus dem nach der Verschmelzung mit dem Unternehmen des Seniors das heutige Unternehmen IfZK | Berater · Trainer · Sachverständige hervorging. Seine Erfahrungen aus der strategischen Marktentwicklung und der Analyse komplexer Zusammenhänge prägen bis heute die Struktur und Weiterentwicklung des Brandenburger Modells.
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Teil I

Grundlagen

1 Städtebauliche Sanierung im System des BauGB

Die Erhebung von Ausgleichsbeträgen nach § 154 BauGB ist Teil des rechtlichen Systems der städtebaulichen Sanierung. Zum Verständnis von Funktion und Bedeutung des Ausgleichsbetrags ist ein Überblick über die grundlegenden Regelungen des Baugesetzbuchs (BauGB) zur städtebaulichen Sanierung erforderlich.

1.1 Ziel und Zweck der städtebaulichen Sanierung

Die städtebauliche Sanierung ist ein Instrument der Stadtentwicklung. Ihre rechtliche Grundlage findet sich in den §§ 136 bis 164 BauGB. Ziel der städtebaulichen Sanierung ist die Beseitigung städtebaulicher Missstände sowie die nachhaltige Sicherung der Funktionsfähigkeit von Stadt- und Ortskernen.

Nach § 136 Abs. 2 BauGB liegen städtebauliche Missstände insbesondere vor, wenn ein Gebiet nach seiner vorhandenen Bebauung oder nach seiner sonstigen Beschaffenheit den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht entspricht oder in seiner Funktion erheblich beeinträchtigt ist.

1.2 Sanierungsgebiete und Sanierungssatzung

Die Durchführung einer städtebaulichen Sanierung setzt die förmliche Festlegung eines Sanierungsgebiets voraus. Diese erfolgt durch Satzung nach § 142 BauGB. Mit der Bekanntmachung der Sanierungssatzung erhält das Gebiet den rechtlichen Status eines Sanierungsgebiets. Die Festlegung des Sanierungsgebiets bildet den rechtlichen Ausgangspunkt für zahlreiche besondere Vorschriften, die während der Sanierung gelten. Dazu gehören unter anderem besondere Genehmigungspflichten, bodenspekulationsverhindernde Regelungen sowie die spätere Erhebung von Ausgleichsbeträgen.

1.3 Finanzierung der städtebaulichen Sanierung

Die Durchführung einer städtebaulichen Sanierung erfordert erhebliche finanzielle Mittel. Die Finanzierung erfolgt im Rahmen der Städtebauförderung als gemeinschaftliche Aufgabe von Bund, Ländern und Kommunen. Grundsätzlich gilt dabei der Grundsatz der Drittelfinanzierung. Förderfähige Maßnahmen werden in der Regel zu gleichen Teilen finanziert durch Bund, das jeweilige Bundesland sowie die Gemeinde als Träger der Sanierungsmaßnahme. Die Städtebauförderung ist ein kooperatives Finanzierungsinstrument. Bund und Länder unterstützen die Kommunen bei der Bewältigung städtebaulicher Herausforderungen, während die Kommune selbst einen erheblichen Eigenanteil trägt.

Seit der Neuordnung der Städtebauförderprogramme konzentriert sich die Förderung insbesondere auf drei Programmbereiche: Lebendige Zentren – Erhalt und Entwicklung der Stadt- und Ortskerne, Sozialer Zusammenhalt – Zusammenleben im Quartier gemeinsam gestalten sowie Wachstum und nachhaltige Erneuerung – lebenswerte Quartiere gestalten. Neben den öffentlichen Fördermitteln sind private Investitionen der Grundstückseigentümer von wesentlicher Bedeutung für den Erfolg der Sanierungsmaßnahme. Diese Investitionen werden in der Regel durch Fördermittel unterstützt und bringen steuerliche Anreize.

1.4 Der Ausgleichsbetrag im System der Sanierung

Das Baugesetzbuch sieht vor, dass Bodenwertsteigerungen, die durch die Sanierung entstehen, nicht vollständig beim Grundstückseigentümer verbleiben sollen. Vielmehr sollen Eigentümer entsprechend dem Vorteil, den ihr Grundstück durch die Sanierung erhält, an den Kosten beteiligt werden.

Die Beteiligung der Grundstückseigentümer erfolgt über den sogenannten Ausgleichsbetrag nach § 154 BauGB. Dieser entspricht der sanierungsbedingten Erhöhung des Bodenwerts eines Grundstücks.

1.5 Bedeutung für die kommunale Praxis

Für die kommunale Praxis ist entscheidend, dass der Ausgleichsbetrag nicht isoliert betrachtet wird. Er ist Teil des gesamten Sanierungsrechts und steht in engem Zusammenhang mit der Durchführung der Sanierungsmaßnahme, der Bodenwertentwicklung im Gebiet sowie der Wertermittlung nach den Grundsätzen der Immobilienwertermittlung. Die Kommune kann sich nach §157 BauGB geeigneter Beauftragter unterstützend zur Erfüllung dieser Aufgaben bedienen.

1.6 Bedeutung von Sanierungsgebieten für die Stadtentwicklung heute

Auch mehr als fünfzig Jahre nach Einführung der Städtebauförderung sind Sanierungsgebiete ein zentrales Instrument der Stadtentwicklung.

Die besondere Bedeutung ergibt sich insbesondere aus folgenden Faktoren:

Integrierter Ansatz

Sanierungsgebiete ermöglichen eine gebietsbewogene Gesamtstrategie. Anders als bei Einzelmaßnahmen können bauliche, soziale, wirtschaftliche und infrastrukturelle Maßnahmen miteinander verknüpft werden.

Steuerungsinstrument für kommunale Entwicklung

Durch die Festlegung eines Sanierungsgebiets erhält die Kommune zusätzliche Steuerungsmöglichkeiten. Hierzu gehören unter anderem

	besondere Genehmigungsvorbehalte,


	kommunale Vorkaufsrechte,


	die Möglichkeit zur koordinierten Entwicklung ganzer Quartiere.


Diese Instrumente ermöglichen eine gezielte städtebauliche Entwicklung.

Finanzielle Unterstützung durch die Städtebauförderung

Sanierungsgebiete ermöglichen den Zugang zu Fördermitteln aus der Städtebauförderung. Durch die Beteiligung von Bund und Ländern können Kommunen Projekte realisieren, die ohne Fördermittel häufig nicht umsetzbar wären.

Aktivierung privater Investitionen

Erfahrungen aus zahlreichen Sanierungsmaßnahmen zeigen, dass öffentliche Investitionen häufig umfangreiche private Folgeinvestitionen auslösen. Eigentümer modernisieren Gebäude, investieren in Wohnraum oder entwickeln Gewerbeflächen.

Beitrag zur nachhaltigen Stadtentwicklung

Sanierungsmaßnahmen leisten einen wichtigen Beitrag zur

	Revitalisierung historischer Stadtkerne,


	Anpassung von Quartieren an neue Nutzungen,


	Verbesserung von Wohn- und Lebensqualität,


	Klimaanpassung und nachhaltigen Stadtentwicklung.


Öffentliche Investitionen im Rahmen der Sanierung führen häufig zu umfangreichen privaten Folgeinvestitionen. Sanierungsmaßnahmen leisten damit einen wichtigen Beitrag zur Revitalisierung historischer Stadtkerne, zur Anpassung von Quartieren an neue Nutzungen sowie zur nachhaltigen Stadtentwicklung.

[image: ] Sanierungsgebiete bleiben daher auch heute ein
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